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Soll das Werk die Meister loben,
doch der Segen kommt von oben.

Vorwort zur siebenundzwanzigsten Auflage

Die vorliegende siebenundzwanzigste Auflage des Kommentars markiert zugleich
ein Jubiläum. Vor 50 Jahren, im Herbst 1976 erschien die erste Auflage des von F.O.
Kopp begründeten und über sechs Auflagen allein bearbeiteten Kommentars. Nach
dem zu frühen Tod des Begründers übernahm der Herausgeber die Bearbeitung der
weiteren Auflagen und führte den Kommentar bis zur 16. Auflage allein weiter. Seit
der 17. Auflage wird der Kommentar von einem Autorenteam bearbeitet, das seit
der letzten Auflage aus fünf Personen besteht. Auch in dieser Auflage hat es einige
Veränderungen innerhalb der Autorenschaft gegeben. So hat Carsten Tegethoff neben
der Kommentierung des § 42a auch diejenigen Teile der Einführung I übernom-
men, die bisher vom Herausgeber bearbeitet wurden. Die Betreuung der Einfüh-
rung II, die das unionsrechtliche Verfahrensrecht enthält, wird von Roland Broemel
weitergeführt.
Das Verwaltungsverfahrensrecht ist in den letzten Jahren deutlich in Bewegung
geraten. Einen Überblick über die neuesten Änderungen des VwVfG bietet die
Einführung I unter Rn. 41a ff. Im politischen Bemühen um Bürokratieabbau sowie
um weitere Digitalisierung und Beschleunigung von Verfahren wurden zudem
einige Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht, die sich bei Drucklegung dieser
Auflage noch im parlamentarischen Prozess befunden haben. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Die aktuell im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Entwürfe
eines Infrastruktur-Zukunftsgesetzes und eines Bürokratierückbaugesetzes aber stell-
ten Verlag und Autoren vor ungewöhnliche Probleme. Zunächst sah es so aus, als
würden diese Gesetzesvorhaben das parlamentarische Verfahren tatsächlich noch vor
Drucklegung der Neuauflage des Kommentars passieren. Im Laufe des ersten
Quartals dieses Jahres zeichnete sich aber ab, dass sich deren Erlass über den Zeit-
punkt der geplanten Drucklegung des Kommentars hinaus verzögern würde. Da sich
im Laufe von Gesetzgebungsverfahren zudem erfahrungsgemäß Änderungen an
eingebrachten Entwürfen ergeben, konnten die geplanten Vorschriften auch nicht
im Vorgriff auf ihren späteren Erlass kommentiert werden. Um die Nutzer des
Kommentars gleichwohl über die geplanten Änderungen zu informieren, gibt
Carsten Tegethoff in der Einführung I unter Rn. 41d ff. einen ausführlichen Überblick
über die wichtigsten geplanten Regelungen in den beiden aktuellen Entwürfen des
Infrastruktur-Zukunftsgesetzes und des geplanten Bürokratierückbaugesetzes. Im
Übrigen beschränkt sich der Kommentar auf knappe Hinweise auf die zu erwarten-
den Änderungen bzw. Neuregelungen an den dafür geeigneten Stellen der Kom-
mentierung der betroffenen Vorschriften.
Auch in dieser Auflage konnte Lorenz Moser den Herausgeber unterstützen, wofür

ihm herzlich gedankt sei. Wie in jedem Vorwort gilt der Dank wiederum den vielen
Nutzern des Kommentars, die mit Anregungen, Vorschlägen und kritischen An-
merkungen die Weiterentwicklung der Kommentierung gefördert haben. Die Auf-
gabe der Aktualisierung, inhaltliche Ergänzung und nicht zuletzt Straffung der
Kommentierung stellt sich für jede Auflage neu. Hinweise der Nutzer haben auch
die Arbeit an der vorliegenden Auflage wesentlich erleichtert. Wer Anlass zu
Bedenken und Anregungen sieht, zögere nicht, sie mitzuteilen, einfach per E-Mail
an URamsauer@t-online.de.

Hamburg, im Mai 2026 Der Herausgeber
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Entstehungsgeschichte des Kommentars

Im Jahr 2019 ist die zwanzigste Auflage des von F.O. Kopp begründeten Kom-
mentars zum VwVfG erschienen. Das gibt Anlass zu einem kurzen Rückblick auf die
insgesamt bereits 43 Jahre, in denen das Werk die Vorschriften des VwVfG erläutert
und die Entwicklung des Verwaltungsverfahrensrechts begleitet hat.
Im Herbst 1976, nur wenige Monate nach dem Erlass des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes, erschien die erste Auflage des von F.O. Kopp als Alleinautor geschaffenen
Kommentars. Seinerzeit war das Werk mit 860 Seiten in einem deutlich kleineren
Format als heute ein Vorbild an Kürze. Das Werk fand schnell Verbreitung, es stieß
in eine echte Marktlücke. Bis dahin hatte es auf Bundesebene kein allgemeines
Verfahrensgesetz gegeben und der Informationsbedarf in der Praxis war dement-
sprechend hoch. Inhaltlich musste sich die Kommentierung vor allem mit dem
Verhältnis der neu geschaffenen Rechtsnormen zu den bis dahin in Literatur,
Rechtsprechung und Praxis nicht zuletzt aus allgemeinen Verfassungsprinzipien
entwickelten Grundsätzen des Verwaltungsverfahrensrechts auseinandersetzen. Das
gelang dem universal gebildeten Autor, der vor seiner Berufung an die Universität
Graz, später Passau, in der Verwaltung und in der Verwaltungsgerichtsbarkeit
umfassende Praxiserfahrungen gesammelt hatte, in vorzüglicher Weise. Die Ver-
bindung zwischen dem Verwaltungsverfahrensrecht und dem Verfassungsrecht, mit
der er sich schon in seiner Habilitationsschrift auseinandergesetzt hatte, lag ihm
besonders am Herzen und prägte auch die Erläuterungen des VwVfG.
Der Kommentar erlebte in für damalige Verhältnisse rascher Folge Neuauflagen

und wurde schnell zu einem Standardwerk für Ausbildung und Praxis. Auch der
Umfang nahm deutlich zu. Da F.O. Kopp als Alleinautor parallel auch noch den von
ihm geschaffenen Kommentar zur VwGO betreute, hatte er über viele Jahre hinweg
ein kaum vorstellbares Arbeitspensum zu bewältigen. Im Jahre 1995 starb er während
der Arbeit an der 6. Auflage des Kommentars. Die Arbeiten wurden seinerzeit von
seinen beiden Söhnen Ferdinand und Stephan Kopp abgeschlossen, so dass die
6. Auflage 1996 erscheinen konnte. Das Werk war seinerzeit bereits auf fast 1.800
Seiten angewachsen. Dies lag nicht zuletzt daran, dass F.O. Kopp in den letzten
Jahren schon mit den notwendigen Ergänzungen der Nachweise aus Rechtspre-
chung und Literatur bereits voll ausgelastet war.
Die Übernahme des Kommentars durch den derzeitigen Herausgeber stellte sich

als echte Herausforderung dar. Dieses ebenso großartige wie schwierige Erbe
anzutreten erforderte allerhöchste Anstrengungen. Ziel war es, dem Werk unter
Erhaltung der hohen fachlichen Qualität eine neue benutzerfreundliche Form zu
geben. Im Jahr 2000, fast rechtzeitig zu Beginn des neuen Jahrhunderts, war es
schließlich soweit: In der 7. Auflage konnte der Kommentar als runderneuertes
Werk erscheinen.
In den folgenden Jahren zeigte sich immer deutlicher, dass die Erneuerung des

Kommentars überhaupt nicht zum Abschluss kommen, sondern eine immerwäh-
rende Aufgabe werden würde. Die Entwicklung des Verwaltungsverfahrensrechts
beschleunigte sich nicht zuletzt unter dem Einfluss der Digitalisierung und der
Europäisierung immer mehr. Während die Bewegung in den ersten Jahren eher mit
einem langen ruhigen Fluss vergleichbar war, nahm die Strömung nach der Jahr-
tausendwende immer mehr zu. Auch die Abweichungen im Fachrecht, denen schon
zu Zeiten von F.O. Kopp besondere Aufmerksamkeit geschenkt worden war,
nahmen zu und erhöhten von Auflage zu Auflage nicht nur den Aktualisierungs-
bedarf, sondern auch den Umfang der Erläuterungen. Auch wenn einige Neurege-
lungen im Verfahrensrecht wie etwa das UVP-Recht, das Informationsfreiheitsrecht
oder das Datenschutzrecht nicht Eingang in das VwVfG fanden, sondern in eigen-
ständigen Gesetzen erlassen wurden, konnte die Kommentierung im Interesse der
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Nutzer nicht vollständig an ihnen vorbeigehen, sondern musste zumindest eine
Grundausstattung an Erläuterungen liefern. Dies ist für das UVP-Recht in § 63, für
das Informationsfreiheitsrecht in § 29 und für das Datenschutzrecht in der Einfüh-
rung I auch geschehen, wobei stets darauf geachtet wurde, den Kommentar nicht zu
überfrachten.
Nach dem Tod von F.O. Kopp ging auch der von ihm geschaffene Kommentar

zur VwGO in neue Hände über. Seither bemühen sich Verlag und Herausgeber,
beide Kommentare, den Kopp/Schenke und den Kopp/Ramsauer inhaltlich und
auflagentechnisch gewissermaßen als Tandem aufeinander abzustimmen. Das hat zu
erfreulichen Synergieeffekten geführt und ermöglicht an verschiedenen Stellen auch
eine inhaltliche Entlastung, die sich günstig auf den Umfang der Erläuterungen
auswirkt. Diese Verzahnung, die auch in der Beibehaltung des Namens Kopp zum
Ausdruck kommt, wird weiterhin ein wichtiges Anliegen des Verlags und der
Autoren bleiben. Der Gleichklang der Formate erleichtert den Nutzern beider
Kommentare die Arbeit, ohne eigenständige Positionen in Inhalt und Schwerpunkt-
setzung auszuschließen.
Mit der 13. Auflage 2012 wurde der Übergang vom bis dahin praktizierten

Zweijahresrhythmus zu einer jährlichen Erscheinungsweise vollzogen. Angesichts
der sich immer weiter beschleunigenden Entwicklung von Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltungspraxis war auch das Bedürfnis nach einer entsprechend
aktuellen Kommentierung gewachsen, in der die neuesten Entwicklungen zeitnah
aufgenommen und verarbeitet werden. Die jährliche Erscheinungsweise stellte die
Autoren vor zusätzliche Herausforderungen und Belastungen. Es war daher nur
folgerichtig, in beiden Kommentaren auch das Alleinautorenprinzip aufzugeben und
die Arbeit auf mehr Schultern zu verteilen. Für den VwVfG-Kommentar konnte
2015 zunächst der Richter am BVerwG Prof. Dr. Peter Wysk als Mitautor gewonnen
werden, der von der 17. Auflage an das Planfeststellungsverfahren und später auch
das förmliche Verwaltungsverfahren übernommen hat. Ein Jahr später gelang es,
zusätzlich den Richter am BVerwG Dr. Carsten Tegethoff als Autor zu gewinnen, der
beginnend mit der 18. Auflage zunächst das Recht des Verwaltungsvertrags und die
Vorschriften rund um die Digitalisierung (§§ 3a, 41 VwVfG) übernommen hat. Das
mit dem Herausgeber dreiköpfige Autorenteam hat auch die vorliegende 20. Auf-
lage bearbeitet.
Herausgeber und Autoren sind sich mit dem Verlag darüber einig, dass das Werk

auch künftig im Sinne seines Begründers F.O. Kopp weitergeführt werden soll. Kopp
hatte seine Erläuterungen stets an den Bedürfnissen der Praxis, insbesondere der
Verwaltung ausgerichtet, behielt dabei aber zugleich die verfassungsrechtliche Di-
mension des Verwaltungsverfahrensrechts und dem dadurch verbürgten Schutz des
Bürgers im Verwaltungsverfahren im Auge. Von großer Bedeutung ist es zudem, die
Erläuterungen an den Bedürfnissen und Erwartungen der Nutzer des Kommentars
auszurichten. Dabei gilt es, die unterschiedlichen Nutzergruppen gleichermaßen im
Blick zu behalten, nämlich die Verwaltungsjuristen und die Rechtsanwaltschaft, aber
auch die Verwaltungsrichterschaft und die in der Ausbildung befindlichen Juristen,
also die Studierenden und die Rechtsreferendare. Schließlich ist es der Anspruch der
Autoren, die Erläuterungen nicht nur zu einem Spiegel der Rechtsprechung werden
zu lassen, sondern auch einen substantiellen Beitrag zur Diskussion über die richtige
Auslegung und Anwendung des Rechts zu liefern, was auch die argumentative
Auseinandersetzung mit kritischen Positionen erfordert. Der Kommentar wird des-
halb auch in Zukunft Stimmen aus der rechtswissenschaftlichen Literatur, aus Ver-
waltung und Anwaltschaft angemessen zu Wort kommen lassen.

Der Herausgeber

Entstehungsgeschichte
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Hinweise für den Gebrauch

Paragraphen ohne nachfolgende Angabe eines Gesetzes sind stets solche des
VwVfG.
Das Wort „vor“ (auch mit einer Ziffer verbunden) bezeichnet, wenn es vor einem

Paragraphen steht (zB 1 vor § 40), die Vorbemerkung zu dem mit dem Paragraphen
beginnenden Abschnitt bzw Teil eines Abschnitts des VwVfG.
Städtenamen ohne näheren Hinweis (wie VG, OLG) bezeichnen das OVG mit

Sitz in der genannten Stadt. Angaben ohne weitere Hinweise (zB 11, 27; NJW 1970,
232) beziehen sich auf Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts in der amt-
lichen Sammlung bzw in der angegebenen Zeitschrift usw, soweit Hinweise auf ein
anderes Gericht oder auf einen Autor vorausgehen, auf dieses Gericht bzw diesen
Autor. Ein „vgl“ bei einem Hinweis bedeutet, dass die angeführte Entscheidung,
Literaturstelle usw nicht dasselbe Problem betrifft, sondern nur einen vergleichbaren
Fall. Hinweise auf Kommentare ohne Angabe des Paragraphen beziehen sich auf die
Erläuterungen zum selben Paragraphen des VwVfG bzw auf den dem erläuterten
Paragraphen entsprechenden Paragraphen des im Kommentar behandelten Ver-
waltungsverfahrensgesetzes eines Landes.
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